
Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode Drucksache V/3439 

Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Fellermaier, Hirsch, 
Marx (München), Seidel und Genossen 

betr. Bekämpfung betrügerischer Praktiken bei der 
Ein- und Ausfuhr von Agrarerzeugnissen 

I. Der Bundesminister der Finanzen hat am 6. September 1968 
in der Antwort auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Fellermaier, Hirsch, Marx (München), Seidel und Genossen 
— Drucksache V/3243 — mitgeteilt, daß die Oberfinanzdirek-
tionen laufend die Erstattungen im gesamten EWG-Markt-
ordnungsbereich überprüfen. Im ersten Halbjahr 1968 hätten 
155 Prüfungen stattgefunden; dabei und durch Ermittlungen 
der Zollfahndungsstellen seien weitere Fälle festgestellt 
worden, in denen der Verdacht des unrechtmäßigen Erstat-
tungsbezugs bestehe. In allen Marktordnungsbereichen seien 
nach den Feststellungen der Oberfinanzdirektionen bis zum 
30. Juni 1968 an Barerstattungen rund 10,5 Millionen DM 
zurückzufordern und an Abschöpfungsabgaben (hier nur im 
Getreidesektor) rund 33,2 Millionen DM nachzuerheben. Die 
gesamte Schadenshöhe beträgt demnach im ersten Halb-
jahr 1968 über 33 Millionen DM. 

II. Daher fragen wir die Bundesregierung: 

1. a) Wie groß ist die Zahl der im ersten Halbjahr 1968 im 
Rahmen der Prüfungen und Ermittlungen aufgedeck-
ten Fälle, in denen zu Unrecht Barerstattungen und 
zu Unrecht Abschöpfungsabgaben im Getreidesektor 
nicht gezahlt wurden? 

b) In wieviel Fällen besteht der Verdacht strafbarer 
Handlungen? 

2. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um dem beängstigenden Ausmaß an wider-
rechtlichen Erstattungen und der Hinterziehung von Ab-
schöpfungsbeträgen auf dem Getreidesektor wirksamer 
Einhalt zu gebieten (vgl. die schriftliche Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs des Bundesministers 
der Finanzen auf eine Frage des Abgeordneten Feller-
maier in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
28. März 1968) . 
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3. a) Ist der Bundesregierung bekannt, warum die Korn-
mission der Europäischen Gemeinschaften die Errich-
tung einer zentralen Untersuchungsstelle in Brüssel 
nicht für durchsetzbar hält, obwohl nach übereinstim-
mender Auffassung der Kommission und der Bundes-
regierung eine solche Stelle zweckmäßig wäre (vgl. 
Drucksache V/3243, Seite 3)? 

b) Warum ergreift die Bundesregierung nicht über den 
Ministerrat eine Initiative zur Schaffung einer zen-
tralen Untersuchungsstelle in Brüssel? 

4. Zu welchem Ergebnis haben die Überlegungen der Bun-
desregierung über die Einführung spezieller Strafbestim-
mungen gegen widerrechtliche Erstattungen geführt, ins-
besondere zur Frage der Ahndung leichtfertig falscher 
Angaben, die zur Gewährung von Erstattungen oder 
Nichterhebung von Abschöpfungsabgaben führen? 
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